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Tagesordnungspunkte, die die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates betreffen:

Der Öffentlichkeit zugänglicher Teil des Protokolls 

A-Punkte (Liste: Dok. 8018/08 PTS A 17)

Bei der endgültigen Annahme der A-Punkte, die Rechtsetzungsakte betreffen, ist der Rat überein​gekommen, folgenden Text in das vorliegende Protokoll aufzunehmen:

Punkt 8
Entscheidung des Rates zur Ermächtigung Italiens, in bestimmten geografischen Gebieten gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG Steuerermäßigungen für als Heizstoff verwendetes Gasöl und Flüssiggas anzuwenden

Dok.
7521/08 FISC 30

+ COR 1 (sv)

Der Rat hat die oben genannte Entscheidung angenommen (Rechtsgrundlage: Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie 2003/96/EG).

Punkt 28
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Verbraucherkredit​verträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates
Dok.
PE-CONS 3603/08 CONSOM 8 JUSTCIV 14 CODEC 69

+ COR 1 (de)

+ COR 2 (sv)

+ REV 1 (lv)

Der Rat hat die Abänderungen des Europäischen Parlaments an dem Gemeinsamen Standpunkt bei Stimmenthaltung der belgischen, griechischen und luxemburgischen Delegation und gegen die Stimme der niederländischen Delegation gebilligt. Damit gilt die Richtlinie als in der so abgeänderten Fassung des Gemeinsamen Standpunkts erlas​sen (Rechtsgrundlage: Artikel 95 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein​schaft).

1.
Erklärung Belgiens
"Belgien hat sich stets für eine Harmonisierung eingesetzt, die für ein hohes Verbraucherschutzniveau und die Schaffung eines echten Kreditbinnenmarktes sorgt. Der dem Rat vorliegende Vorschlag wird keinem dieser beiden Ziele gerecht, da der Harmonisierungsgrad gering ist. Belgien bezweifelt daher den Zusatznutzen dieses Rechtsaktes. Ferner ist Belgien der Meinung, dass der Grund​satz der verantwortungsvollen Kreditvergabe, der eine gute Kreditqualität aus​zeichnet, Bestandteil einer ausgewogenen Verbraucherkreditpolitik sein muss. Belgien wird auch weiterhin jede Initiative unterstützen, die auf eine Verbesse​rung der Kreditqualität abzielt. Aus diesen Gründen hat Belgien beschlossen, sich der Stimme zu enthalten."

2.
Erklärung des Vereinigten Königreichs
"Das Vereinigte Königreich nimmt mit großem Bedauern zur Kenntnis, dass mit dem Richtlinienvorschlag für Verbraucherkredite keine Folgenabschätzung vor​gelegt wurde, wie es den im Rahmen der Agenda zur besseren Rechtsetzung von allen Organen eingegangenen Verpflichtungen entsprechen würde. Das Vereinigte Königreich wird künftig bei der Kommission nachdrücklich darauf dringen, dass sie alle zur Verfügung stehenden Instrumente für eine Öffnung des Zugangs zu den europäischen Märkten in Betracht zieht und dafür Sorge trägt, dass zunächst politische Lösungen ohne Legislativcharakter eingehend geprüft werden, bevor Legislativvorschläge vorgelegt werden, und dass alle spezifischen Maßnahmen einer umfassenden Bewertung der Kosten und des Nutzens unterzogen werden. Des Weiteren ist das Vereinigte Königreich nicht der Auffassung, dass die in der Richtlinie für Verbraucherkredite vereinbarten Vorschriften einen Präzedenzfall künftige Beratungen über Finanzdienstleistungen darstellen."

3.
Erklärung Luxemburgs
"Luxemburg konnte nicht für diese Richtlinie stimmen, deren Inhalt wesentlich vom ursprünglichen Vorschlag der Kommission abweicht. Mit diesem sollte sowohl ein hohes Schutzniveau für die Verbraucher als auch ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes – insbesondere im Wege einer Harmonisierung im Verbund mit der gegenseitigen Anerkennung – gewährleistet werden. Der Vor​schlag bildete eine gute Arbeitsgrundlage. Mit dem heute verabschiedeten Text wird jedoch die Gelegenheit verfehlt, diese beiden Ziele, die sich gegenseitig ver​stärken sollten, zu erreichen.

Mangels einer weitgehenden Harmonisierung und aufgrund der fehlenden gegen​seitigen Anerkennung sowie der zahlreichen Ausnahmen und dem großen Ermes​sensspielraum der Mitgliedstaaten kann eine schwerwiegende Rechtsunsicherheit für die betroffenen Seiten entstehen; ferner steht dies im Widerspruch zu den Zielen des Europäischen Rates, einen vollkommen integrierten europäischen Markt für Finanzdienstleistungen zu schaffen. Dieser Text bringt weder den Gewerbetreibenden noch den Verbrauchern Vorteile. Die den Unternehmen und den Verbrauchern in der Europäischen Union gebotenen Möglichkeiten hängen aber unmittelbar von unserer Fähigkeit ab, Grenzen und Hindernisse abzubauen und sie nicht wieder zu errichten, dabei jedoch auch eine gemeinsame Basis für den Schutz der Verbraucher in unseren Ländern zu schaffen. 
Abgesehen von dem Fehlen eines klaren Ziels ist der Text in der angenommenen Fassung inhaltlich sehr komplex und widerspricht damit den Grundsätzen der "besseren Rechtsetzung"; die Mitgliedstaaten sind gezwungen, die Vorschriften zu ändern, ohne dadurch im Gegenzug Vorteile für die Unternehmen oder die Verbraucher zu erlangen."

4.
Erklärung Griechenlands
"1.
Wir begrüßen die effiziente Arbeit, die bisher geleistet wurde, um eine Eini​gung über eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Verbraucherkreditverträge zu erzielen; es besteht kein Zweifel, dass ein konkreter, klar formulierter Rechtsetzungsakt dem europäischen Verbrau​cher ein hohes Schutzniveau gewährleistet.

2.
In dieser Hinsicht unterstützen wir ausdrücklich das Recht des Verbrau​chers, seine Verbindlichkeiten aus einem Kreditvertrag jederzeit ganz oder teilweise zu erfüllen.

3.
Jedoch lehnen wir, trotz unserer ausdrücklichen Bereitschaft zur Mitwir​kung an einem ausgewogenen Kompromiss, es ab, in den Text der Richt​linie (Artikel 16) eine Klausel über eine Entschädigung bei vorzeitiger Rückzahlung aufzunehmen, da diese unserer Ansicht nach nicht durch das Ziel der Richtlinie gerechtfertigt ist. Wir haben daher beschlossen, uns der Stimme zu enthalten."

Punkt 29
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2004/40/EG über Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch physikalische Einwirkungen (elektromagnetische Felder) (18. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)
Dok.
PE-CONS 3611/08 SOC 119 CODEC 239

+ COR 1 (bg)

Der Rat hat die oben genannte Richtlinie gemäß Artikel 251 Absatz 2 zweiter Gedan​kenstrich des EG-Vertrags angenommen (Rechtsgrundlage: Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

________________________







� 	Der im vorliegenden Addendum enthaltene Teil des Protokolls des Rates unterliegt nicht der Geheimhaltung und wird der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
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